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IN KÜRZE

Warnung vor
AfD-naher
Stiftung

Frankfurt – Die Bildungsstätte
Anne Frank in Frankfurt hat
gestern eine Aufklärungs-
kampagne über die AfD-nahe
Desiderius-Erasmus-Stiftung
(DES) gestartet. Die extrem
rechte Organisation werde
Millionen Euro aus Steuer-
mitteln erhalten, falls die AfD
im Herbst zum zweiten Mal
in den Bundestag einziehen
sollte, warnte die Pädagogi-
sche Leiterin der Bildungs-
stätte, Saba-Nur Cheema. Wo
Desiderius-Erasmus-Stiftung
draufstehe, sei die AfD mit ih-
ren völkischen und men-
schenfeindlichen Positionen
drin. Seit ihrer Gründung
2017 habe die Stiftung die
Aufgabe, der AfD ein bürger-
liches Antlitz zu geben und
so auch in gesellschaftliche
Kreise vorzudringen, zu de-
nen die Partei selbst keinen
Zugang mehr habe.

Auch das Führungsperso-
nal sei alles andere als harm-
los, betonte Cheema. „Neben
der Vorsitzenden Erika Stein-
bach tummeln sich in Vor-
stand und Kuratorium Ras-
sentheoretiker und Ver-
schwörungsideologen, völki-
sche Pseudowissenschaftler
und knallharte Rechtsextre-
me aus dem Umfeld der Iden-
titären Bewegung und des
Antaios-Verlags von Götz Ku-
bitschek.“ epd

tensiv mit dem Gesetz be-
schäftigt, um die Anträge be-
arbeiten und die jeweiligen
Ansprüche prüfen zu kön-
nen.

„In der Anfangszeit hatten
wir mit dem Problem zu
kämpfen, dass manche An-
tragsteller sich nicht an das
Formular hielten, sondern in-
dividuelle Antragstexte ver-
fassten oder sie sowohl per
Post als auch online einreich-
ten. Hinzu kam, dass Mitar-

„Zwei Drittel positiv entschieden“
RP Darmstadt arbeitet mit Hochdruck an Verdienstausfallsentschädigungen

vor Weihnachten bei rund
2000 Anträgen pro Woche.
„Seit Januar 2021 unterstützt
uns, zusätzlich zu Mitarbei-
tern vom Finanzamt Darm-
stadt, weiteres Personal ande-
rer südhessischer Finanzäm-
ter, die derzeit eingearbeitet
werden. Das Gros der Team-
mitglieder kommt aber wei-
terhin aus unserem eigenen
Haus. Auch wurden Spezialis-
ten für Sonderfälle bestimmt,
die der Projektgruppe als An-
sprechpartner zur Verfügung
stehen“, so Oliver Kilb weiter.

Ziel der Projektgruppe
IfSG-Entschädigungen sei es,
alle Ermessensspielräume
auszuschöpfen und zuguns-
ten der Antragsteller zu ent-
scheiden, so Oliver Kilb. Da-
her würden die jeweiligen
Sachbearbeiter auch oft
Rückfragen stellen und Un-
terlagen nachfordern. Wer
darauf nicht reagiere, müsse
jedoch mit einem negativen
Bescheid rechnen, gegen den
kein Widerspruch eingelegt,
sondern nur geklagt werden
könne.

Erst wenn dem Fallbearbei-
ter alle Fakten vorliegen,
wird ein Bescheid erstellt, der
im Vier-Augen-Prinzip noch-
mals vom jeweiligen Team-
koordinator geprüft und an-
schließend dem Antragsteller
zugeschickt wird. „Im Durch-
schnitt werden zwei Drittel
aller Anträge positiv ent-
schieden“, freut sich Oliver
Kilb, der stolz darauf ist, wirt-
schaftliche Schäden der An-
tragsteller abfedern zu kön-
nen.

Abschließend betont er:
„Wichtig ist, dass die Antrag-
steller die Anträge online
stellen und keine Papieran-
träge schicken, da diese eine
enorme zusätzliche Mehrar-
beit notwendig machen und
dies zu Verzögerungen bei
der Bearbeitung führt.“

beiter für das neue Einsatzge-
biet erst geschult sowie
Handlungsanweisungen und
Begründungstexte vorgefer-
tigt werden mussten“, schil-
dert Oliver Kilb, dessen
Teams seit August in der kon-
kreten Bearbeitung der Fälle
sind und sukzessive personell
verstärkt wurden.

Schließlich sei auch die
Zahl der Neueingänge im
Herbst 2020 deutlich gestie-
gen und lag in den Wochen

trägen nach Paragraf 56 Ab-
satz 1 des IfSG liegt die Erledi-
gungsquote bei 37 Prozent“,
fährt der Projektgruppenlei-
ter fort und weist darauf hin,
dass aktuell fast 220 Perso-
nen freiwillig und über ihre
normale Arbeitszeit hinaus
für die schnellstmögliche
Entschädigung der Antrag-
steller im Einsatz sind.

Im Mai 2020 hatte sich die
Projektgruppe IfSG-Entschä-
digungen gegründet und in-

VON MARTINA EMMERICH

Darmstadt – Mitte Mai des ver-
gangenen Jahres übernahm
das Regierungspräsidium
Darmstadt von den einzelnen
Gesundheitsämtern die hes-
senweite Bearbeitung von co-
ronabedingten Verdienstaus-
fallansprüchen. Diese konn-
ten seit dem 30. März posta-
lisch und online eingereicht
werden. Bis heute sind insge-
samt 33 631 Anträge bei der
von der Hessischen Landesre-
gierung beauftragten Behör-
de eingegangen, von denen
13 995 bereits abschließend
bearbeitet wurden und dafür
ein Gesamtbetrag von
10 178 696,97 Euro ausge-
zahlt wurde.

„Wir unterscheiden dabei
zwei Arten von Anträgen: Auf
der einen Seite die von Selbst-
ständigen und Arbeitgebern,
die bzw. deren Mitarbeiter
aufgrund von Kita- und Schul-
schließungen ihre Kinder zu
Hause betreuten. Diese Fälle
nach Paragraf 56 Absatz 1a
des Infektionsschutzgesetzes
(IfSG) machen weniger als
zehn Prozent aller Anträge
aus und sind zu fast 70 Pro-
zent – bis auf einige schwieri-
ge Sonderfälle, zu denen
auch Selbstständige gehören
– erledigt“, sagt Oliver Kilb,
der zusammen mit Elena Zips
die Leitung der Projektgrup-
pe „IfSG-Entschädigungen“
mit ihren aktuell acht Teams
innehat. Der Großteil der An-
träge stammt dagegen von
Beschäftigten oder Selbst-
ständigen, die einen Ver-
dienstausfall wegen einer an-
geordneten Quarantäne oder
eines Tätigkeitsverbots hat-
ten oder von Personen, für
die nach ihrer Rückkehr aus
einem Risikogebiet oder dem
Ausland ein Tätigkeitsverbot
oder eine Quarantäne ange-
ordnet wurde. „Bei diesen An-

Oliver Kilb leitet zusammen mit Elena Zips die Projektgruppe „IfSG-Entschädigungen“
mit aktuell acht Teams, die die coronabedingten Verdienstausfallansprüche der hessi-
schen Antragsteller bearbeiten. FOTO: EMMERICH

Testpflicht in
Pflegeheimen
wird erweitert

Wiesbaden – Angesichts der
weiter steigenden Zahl an Er-
krankungen und Todesfällen
in Altenpflegeheimen erwei-
tert die hessische Landesre-
gierung die Corona-Test-
pflicht für das Personal deut-
lich. Künftig müssen sich alle
Mitarbeiter dieser Einrich-
tungen zwei Mal in der Wo-
che einem solchen Test un-
terziehen, wie Sozialminister
Kai Klose (Grüne) gestern be-
kannt gab. Bisher galt diese
Testpflicht nur einmal pro
Woche und auch nur für die
direkt in der Betreuung ein-
gesetzten Kräfte.

Klose sagte, die Entwick-
lung der Pandemie habe ge-
zeigt, dass die Bewohner sta-
tionärer Einrichtungen der
Alten- wie auch der Eingliede-
rungshilfe eine besonders
schutzbedürftige Personen-
gruppe seien. Die in allen
Bundesländern hohen Infek-
tions- und Todeszahlen der
vergangenen Wochen und
Monate verdeutlichten, dass
über die bereits beschlosse-
nen hinaus weitere Schutz-
maßnahmen geboten seien.
Zusätzlich zu den Hygiene-
konzepten wie Abstand hal-
ten, Desinfektion und
Schutzmasken sowie den
Impfungen gegen das Coro-
navirus sei daher vor allem
die regelmäßige Testung aller
Mitarbeiter von zentraler Be-
deutung. Die bereits seit 16.
Dezember geltende Test-
pflicht für die in der Betreu-
ung tätigen Mitarbeiter ein-
mal in der Woche werde da-
her ab Samstag zu einer für
alle Mitarbeiter zwei Mal pro
Woche erweitert.

Diese Testungen des ge-
samten Personals müssten
dokumentiert werden, so der
Minister weiter. Die Test-
pflicht gelte zudem bei
Dienstantritt nach mehr als
drei Tagen Abwesenheit. Klo-
se wies darauf hin, dass es ei-
ne Initiative der Bundeslän-
der zum Einsatz von Hilfsor-
ganisationen und Freiwilli-
gen bei den Tests gebe. Dafür
hätten auch die kommuna-
len Spitzenverbände und die
Bundesagentur für Arbeit Un-
terstützung zugesagt. Die
SPD-Abgeordnete Daniela
Sommer bezeichnete die
Testpflicht als „lange überfäl-
lig“. epd

Langgöns – Bei einem Brand
in einem Wohnhaus in
Langgöns (Landkreis Gie-
ßen) sind ein Ehepaar ver-
letzt und 13 kleine Hunde
Opfer des Feuers geworden.
Am Mittwochabend war in
der Küche des Hauses aus
zunächst unbekannter Ursa-
che ein Schwelbrand ausge-
brochen, wie die Polizei ges-
tern mitteilte. Eine 64 Jahre
alte Frau wurde bewusstlos
von der Feuerwehr ent-
deckt. Ihr 66-jähriger Ehe-
mann musste durch ein
Dachfenster gerettet wer-
den. Beide erlitten Rauch-
vergiftungen und wurden
in eine Klinik gebracht. Für
die 13 Chihuahuas kam
aber jede Hilfe zu spät, sie
verendeten bei dem Feuer.
Chihuahuas gelten als die
kleinsten Hunde der Welt.
Der Sachschaden wird auf
mindestens 30000 Euro ge-
schätzt. Die Brandursache
war zunächst unklar. dpa

13 kleine Hunde
Opfer von Feuer

Niedrigwasser könnte
Problem werden

Weser braucht das Nass aus dem Edersee

nur zu 35 Prozent gefüllt. Das
entsprach rund 70 Millionen
Kubikmeter Wasser. Laut
dem Wasserstraßen- und
Schifffahrtsamt war es vor ei-
nem Jahr die doppelte Men-
ge.

An eine Situation wie diese
kann sich Rolf-Jürgen Foell-
mer nicht erinnern. Er ist
Vorsitzender der Interessen-
gemeinschaft Oberweser/
Eder-Diemelsee im nieder-
sächsischen Holzminden. Zu-
letzt sei es zu wenig für Kies-
abbau gewesen. Dieser er-
folgt an der Weser mit
Schwimmbaggern. Auch der
Transport sei nur mit speziel-
len Schiffen und kleineren
Mengen möglich gewesen.

Die Auswirkungen auf den
Fährbetrieb sind unüber-
sichtlich – auch, weil viele in
der Winterpause sind. „Ich
kann mir aber auch nicht vor-
stellen, dass viel Fährbetrieb
möglich ist“, erklärte Foell-
mer. Wenn der Edersee sich
nicht bis Frühjahr fülle, wer-
de die Situation schwierig.
„Die Hoffnung stirbt zuletzt.“

Auch im nordhessischen
Reinhardshagen schaut man
sorgenvoll auf den Fluss. Dort
geht es ohne Brücke mit ei-
ner Fähre ins gegenüberlie-
gende Niedersachsen. Im
Sommer habe es große Pro-
bleme durch die Trockenheit
gegeben, sagte Bürgermeister
Fred Dettmar. Zuletzt lief der
Fährbetrieb dort – auch dank
des Edersee-Wassers. Zufrie-
denstellend sei die Situation
aber nicht: „Das Wasser, das
jetzt nicht kommt, fehlt uns
im Sommer.“ dpa

Reinhardshagen – Der relativ
trockene Winter bringt die
Schifffahrt auf der Oberweser
in eine Ausnahmesituation.
Wegen Niedrigwassers muss
der Fluss bereits im Januar
mit Wasser aus dem nordhes-
sischen Edersee gestützt wer-
den. Das sei für diese Jahres-
zeit ungewöhnlich, sagte ein
Sprecher des Wasserstraßen-
und Schifffahrtsamts im nie-
dersächsischen Hannoversch
Münden. Das Problem: Auch
der Edersee ist vergleichswei-
se leer. Ohne starke Nieder-
schläge könnte sich der Kon-
flikt um das Wasser des Stau-
sees zuspitzen.

Das Wasser ist ein Politi-
kum. Denn es ist zum einen
für den Tourismus und Was-
sersport der nordhessischen
Ferienregion wichtig. Zum
anderen soll es aber auch
über Eder und Fulda in die
Oberweser fließen. Dort gibt
es Fähren, Schiffstransporte
und eine touristische Schiff-
fahrt.

Daher wird seit Jahren da-
rum gerungen, wie viel Was-
ser zu welchem Zeitpunkt
durch die Staumauer fließt.
Der gewohnte Ablauf: Im
Winter füllt sich der See. Im
Sommer wird das Wasser
dann nach und nach abgege-
ben.

Die aktuelle Strategie ist,
möglichst lange Wasser im
Edersee zu halten. Für die
Weser werden dabei niedri-
gere Pegelstände von 1,15
Metern in Kauf genommen.

Doch dieser Sparmodus ist
nun schon im Winter nötig.
Dabei war der Edersee zuletzt

Wiesbaden – Die grüne Land-
tagsfraktion wirbt für ein
hessenweites Flatrate-Ti-
cket für kommunale Be-
dienstete. Vorbild sind be-
reits eingeführte Hessenti-
ckets für Busse und Bahnen
des öffentlichen Personen-
nahverkehrs für Schüler
oder Senioren. Sie kosten
365 Euro und gelten landes-
weit. Ein nächster Schritt
wäre das Kommunalticket,
erklärte der Vorsitzende der
Grünen-Landtagsfraktion,
Mathias Wagner. Zu dem
Thema gebe es Kontakt zu
den kommunalen Spitzen-
verbänden. Man sei sich ei-
nig in dem Ziel, dass es eine
gute Sache wäre, sagte Wag-
ner. Details seien aber noch
offen. dpa

Grüne für neues
Flatrate-Ticket


